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Stellungnahme an das Bundesverfassungsgericht zu den Verfassungsbeschwerden 

1 BvR 2868/15 und 1 BvR 2886/15 gegen das Hamburgische Kultur- und Tourismusta-

xengesetz; 1 BvR 2887/15 gegen das Bremische Gesetz über die Erhebung einer Touris-

musabgabe; 1 BvR 354/16 gegen die Satzung über die Erhebung einer Übernachtungs-

steuer in der Stadt Freiburg 

 

Verfahren zur verfassungsrechtlichen Prüfung der Frage, ob die Erhebung einer Steuer 

auf den Aufwand für die Möglichkeit der entgeltlichen Übernachtung einer Person in ei-

nem Beherbergungsbetrieb in der Freien und Hansestadt Hamburg, in den Stadtgemein-

den Bremen und Bremerhaven und in der Stadt Freiburg im Breisgau mit dem Grundge-

setz vereinbar ist. 

 

 

Wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme zu den vorgenannten Verfassungs-

beschwerden. 

 

 

I. Das Wichtigste in Kürze 

 

 Aus Sicht der Wirtschaft ist eine Abgabe i.S.d. kommunalen Abgabenrechts einer Steuer vorzu-

ziehen, da die Einnahmen aus einer Abgabe zweckgebunden zur Förderung eines Touris-

musstandorts genutz werden können. 

 Generell sollten Kommunen – trotz des grundsätzlich vorhandenen Rechts zur Einführung 

neuer Steuern und Abgaben – berücksichtigen, in welchem Verhältnis der Erhebungsaufwand 

bei Steuerpflichtigen und Verwaltung zu den erzielten zusätzlichen Einnahmen steht. Schließ-

lich sollten lediglich die erwarteten „Netto-Einnahmen“ – also Bruttoeinnahmen minus Verwal-

tungsaufwand – als Entscheidungsgrundlage relevant sein, wenn eine Kommune prüft, ob nicht 

durch andere Einnahmequellen oder durch ein Umschichten bei den kommunalen Ausgaben 

Mittel in gleicher Höhe zur Verfügung gestellt werden können. 

 Mit Blick auf den hohen Erhebungsaufwand aller Betroffenen (Steuerverwaltung, Beherber-

gungsbetriebe und Geschäftsreisende bzw. deren Arbeitgeber) und die zusätzliche Bürokratie 

bei den Steuerpflichtigen sollte die Verhältnismäßigkeit nicht aus den Augen verloren werden. 
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Zu den vom BVerfG aufgeworfenen Fragen: 

 Im Ergebnis besteht trotz einer Vergleichbarkeit in der Wirkung der Übernachtungssteuern 

keine Gleichartigkeit mit der Umsatzsteuer i. S. d. Art. 105 Abs. 2a Satz 1 GG. Dies gilt auch vor 

dem Hintergrund der EU-rechtlich zu berücksichtigenden vier wesentlichen Merkmale der Um-

satzsteuer. 

 Die Ausnahmeregelung für beruflich/betrieblich bedingte Übernachtungen entspricht dem Cha-

rakter einer örtlichen Aufwandsteuer, die definitionsgemäß die besondere wirtschaftliche Leis-

tungsfähigkeit des Einzelnen abschöpfen soll, die sich in der Einkommensverwendung wider-

spiegelt.  

 Die Ausnahmeregelung für Geschäftsreisende führt nicht zu einem Gleichheitsverstoß. Viel-

mehr werden unterschiedliche Sachverhalte richtigerweise unterschiedlich behandelt.  

 Ein strukturelles Vollzugsdefizit ist bei den zur Prüfung anstehenden Übernachtungssteuern 

nicht auszuschließen. Dies kann sich einerseits daraus ergeben, dass private Übernachtungs-

möglichkeiten über Onlineanbieter nicht ausreichend in die Besteuerung einbezogen werden 

(können). Zum anderen kann es sich daraus ergeben, dass die Angaben der Reisenden ggf. 

nicht wirksam kontrolliert werden können. 

 Durch die Einführung von Übernachtungssteuern wird die Zielsetzung des Gesetzgebers des 

Wachstumsbeschleunigungsgesetzes nicht völlig entwertet, so dass kein Verstoß gegen die 

sog. Bundestreue vorliegt.  

 

 

II. Relevanz für die deutsche Wirtschaft 

 

Die Unternehmen sind insbesondere durch den Erhebungsaufwand einer sog. „Übernachtungs-

steuer“ betroffen. Dieser wurde bspw. im Rahmen des Beschlussvorschlages zum HambKTTG vom 

5. Juni 2012 völlig außen vor gelassen. Lediglich der jährliche Vollzugsaufwand der Steuerverwal-

tung wurde beziffert. Die Unternehmen werden durch die Erhebung der sog. „Übernachtungssteuer“ 

aber erheblich belastet. Zwar sind sie laut Landesgesetz/ kommunaler Satzung nicht Steuerträger; 

sie sind jedoch Steuerschuldner und damit für die Erhebung und Abführung der Steuer verantwort-

lich. Zudem treffen den Unternehmer umfangreiche Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten. 

Nach einem von der IHK Rhein-Neckar zur Einführung einer Übernachtungssteuer in Heidelberg 

beauftragten Gutachten (VHP GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Mannheim, 24. März 2016, 

Anlage 1) müsste ein Hotel je nach Größe jährlich etwa 15.000 bis 46.000 Euro Personal- und 

Sachkosten einsetzen, um die Steuer zu erheben. Besonders betroffen von bürokratischen Belas-

tungen sind kleine und mittelständische Betriebe, weil in diesen Betrieben oftmals keine personellen 

und organisatorischen Möglichkeiten vorhanden sind, die zusätzliche Bürokratie zu bewältigen. 

 

Neben den Beherbergungsbetrieben ist die Breite der Wirtschaft ebenfalls betroffen, da sie für ihre 

Mitarbeiter oder Einzelunternehmer für sich selbst entsprechende Nachweise ausfüllen müssen. 

Sofern sie von der Übernachtungssteuer erst vor Ort erfahren, müssen sie entweder in einem zu-

sätzlichen Verfahren die Erstattung der Steuer beantragen – sofern dies überhaupt möglich ist –  

oder werden endgültig mit ihr belastet. Betroffen sind häufig Monteure, Mitarbeiter, die an Schu-

lungsmaßnahmen in der Zentrale/am Standort des Unternehmens teilnehmen, Mitarbeiter/Unter-

nehmer, die Messen besuchen etc.  

http://www.dihk.de/
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III. Allgemeiner Teil 

 

Die Stellungnahme des DIHK bezieht sich auf vier Verfassungsbeschwerden, die sich jeweils gegen 

die Einführung sog. „Übernachtungssteuern“ richten. Im Folgenden verwenden wir den Begriff 

„Übernachtungssteuer“ synonym für die Hamburgische Kultur- und Tourismustaxe (HambKTT), die 

Bremische Citytax sowie die Übernachtungssteuer der Stadt Freiburg.  

 

Sachverhalte 

 

Die Beschwerdeführer betreiben jeweils Hotels in Hamburg, Bremen und Freiburg im Breisgau. Sie 

wenden sich gegen die Heranziehung zu Übernachtungsabgaben, die auf Grundlage von Landes-

gesetzen bzw. kommunalen Satzungen erhoben werden. Sämtliche Regelungen bestimmen die Be-

treiber des jeweiligen Beherbergungsbetriebes zum Steuerschuldner und enthalten ähnlich lautende 

Vorschriften zu Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten sowie über Ordnungswidrigkeiten. 

Ausgenommen von der Steuer sind jeweils Geschäftsreisende, Minderjährige sowie „Übernachtun-

gen“ in Krankenhäusern, Reha-Kliniken, Alten- und Pflegeheimen, Hospizen und vergleichbaren 

Einrichtungen. 

 

In den Verfahren 1 BvR 2868/15 und 1 BvR 28886/15 wenden sich die Beschwerdeführer gegen 

das seit Januar 2013 in Hamburg geltende Kultur- und Tourismustaxengesetz (HambKTTG). Die 

Steuer wird gestaffelt nach dem Zimmerpreis anhand sog. Steuerpauschalsätze erhoben. Diese be-

tragen pro Übernachtungsgast und Tag zwischen 0,50 Euro und 4 Euro. Die Steuer erhöht sich bei 

Übernachtungspreisen von mehr als 200 Euro um jeweils 1 Euro je angefangener weiterer 50 Euro 

Nettoentgelt. Ausgenommen von der Steuer sind Übernachtungen, die für die berufliche oder be-

triebliche Tätigkeit des Übernachtungsgastes zwingend erforderlich sind.  

 

In dem Verfahren 1 BvR 2887/15 wendet sich die Beschwerdeführerin gegen die Erhebung einer 

Tourismusabgabe („Citytax“) der Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven. Der Steuersatz der 

Citytax betrug zunächst pro Übernachtung pauschal zwischen 1 Euro und 3 Euro je nach Hotelklas-

sifikation („Sterne“) und unabhängig vom zu entrichtenden Übernachtungsentgelt. Seit Juli 2018 be-

trägt die Steuer 5 Prozent der Bemessungsgrundlage; Bemessungsgrundlage ist grundsätzlich das 

Nettoübernachtungsentgelt (§§ 3 i.V.m. 2 BremTourAbgG). Bei mehr als sieben zusammenhängen-

den Übernachtungen in demselben Beherbergungsbetrieb entfällt die Steuer für die weiteren Über-

nachtungen. Von der Citytax ausgenommen sind insbesondere Übernachtungen, die zwangsläufig 

mit der Berufs- oder Gewerbeausübung oder einer freiberuflichen Tätigkeit verbunden sind (berufli-

che Veranlassung). Sofern die berufliche Veranlassung nicht bis zur Abreise glaubhaft gemacht 

werden konnte, kann der Übernachtungsgast die Erstattung beim Magistrat beantragen. 

 

In dem Verfahren 1 BvR 354/16 wendet sich die Beschwerdeführerin gegen die Satzung über die 

Erhebung einer Übernachtungssteuer (ÜSS) der Stadt Freiburg. Die Steuer wird seit 1. Januar 2014 

erhoben und beträgt 5 Prozent der Bemessungsgrundlage (= grundsätzlich Nettoübernachtungsent-

gelt). Nicht besteuert werden Übernachtungen, die ausschließlich beruflichen Zwecken dienen.  
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IV. Besonderer Teil 

 

Das BVerfG hat in der Aufforderung zur Stellungnahme nachfolgende Fragen aufgeworfen. In unse-

rer Stellungnahme werden wir insbesondere auf die praktischen Auswirkungen für  Unternehmen im 

Vollzug der Steuer eingehen.  

 

 

Frage 1: Welche Anforderungen stellt das Gleichartigkeitsgebot des Art. 105 Abs. 2a Satz 1 

GG an die Zulässigkeit örtlicher Aufwandsteuern? Sind diese Anforderungen im Fall der 

streitgegenständlichen Steuer gewahrt? 

 

Gem. Art. 105 Abs. 2a Satz 1 GG haben die Länder die Befugnis zur Gesetzgebung über die örtli-

chen Verbrauch- und Aufwandsteuern, solange und soweit sie nicht bundesgesetzlich geregelten 

Steuern gleichartig sind. Die Länder haben die ihnen durch Art. 105 Abs. 2a GG eingeräumte Steu-

ergesetzgebungskompetenz i. d. R. durch Landesgesetz (Kommunalabgabengesetze) auf die Ge-

meinden übertragen. Mithin haben die Gemeinden grundsätzlich in diesem Rahmen ein sog. Steu-

erfindungsrecht, welches sie in vielfältiger Weise nutzen (z. B. Hunde- oder Reitpferdesteuer, Jagd- 

und Fischereisteuer, Spielgerätesteuer, Vergnügungssteuer, Zweitwohnungsteuer). Auch die nun-

mehr zu prüfende Übernachtungssteuer erfreut sich großer Beliebtheit; außer in den beklagten 

Stadtstaaten/Gemeinden werden diese bspw. in Berlin, Bonn, Dortmund, Köln, Potsdam, Trier, 

Schwerin und Wismar erhoben.  

 

Das Bundesverwaltungsgericht (Beschluss vom 5. Dezember 2015, 9 BN 7.15) und der Bundesfi-

nanzhof (BFH) gehen in den vorliegenden Verfahren übereinstimmend davon aus, dass es sich bei 

den Übernachtungssteuern um örtliche Aufwandsteuern handelt. Entsprechend werden sie in ihren 

rechtlichen Grundlagen als solche bezeichnet. Örtliche Aufwandsteuern knüpfen an die (besondere) 

wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Einzelnen an, die in der Einkommensverwendung für den per-

sönlichen Lebensbedarf zum Ausdruck kommt. Sie bemessen sich am Konsum (Aufwand) als äu-

ßerlich erkennbaren Zustand (BVerfG, Beschluss vom 6. Dezember 1983, Az. 2 BvL 1/82, Rz. 73 – 

BVerfGE 65, 325, 345 f.). Die Befriedigung eines gehobenen Bedarfs ist dabei nicht erforderlich. Sie 

können als direkte oder indirekte Steuern ausgestaltet sein. Die Übernachtungssteuern sind als in-

direkte Steuern ausgestaltet. 

 

Aufwandsteuern zielen auf die in der Vermögens- und Einkommensverwendung für den persönli-

chen Lebensbedarf zum Ausdruck kommende besondere wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des 

Steuerpflichtigen ab, welche durch den Gebrauch von Gütern, das Halten eines Gegenstandes oder 

die Inanspruchnahme von Dienstleistungen vermutet wird. Belastet werden soll lediglich der über 

die Befriedigung der allgemeinen Lebensführung hinausgehende Aufwand, der Teil des persönli-

chen Lebensbedarfs und der persönlichen Lebensführung ist, und nur die in diesem Konsum zum 

Ausdruck kommende besondere Leistungsfähigkeit (BVerfG, Beschluss vom 6. Dezember 1983, 

Az. 2 BvL 1/82, Rz. 73 – BVerfGE 65, 325, 346f; BVerwG, Urteil vom 11. Juli 2012, Az. 9 CN 1.11, 

Rz. 13). 
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Im Rahmen des Art. 105 Abs. 2a Satz 1 GG ist die Gleichartigkeit zu anderen bundesgesetzlich ge-

regelten Steuern zu prüfen. Das Gleichartigkeitsverbot verbietet eine Doppelbelastung derselben 

Steuerquelle (BVerfG, Urteil vom 7. Mai 1998, Az. 2 BvR 1991/95 und 2 BvR 2004/95, Rz. 75 – 

BVerfGE 98, 106, 124f). An den Begriff der Gleichartigkeit in diesem Sinne sind geringere Anforde-

rungen zu stellen als an den Gleichartigkeitsbegriff i.R.d. konkurrierenden Gesetzgebung (BVerfG, 

Beschluss vom 6. Dezember 1983, Az. 2 BvL 1/82, Rz. 83 – BVerfGE 65, 325, 350). Anderenfalls 

hätten die Länder/Kommunen keinen substantiellen, über Art. 105 Abs. 2 GG (= konkurrierende Ge-

setzgebung) hinausgehenden Kompetenzbereich. 

 

Für neue (= nach dem 1.1.1970 eingeführte) Aufwandsteuern verlangt das Verbot der Gleichartig-

keit mit bundesgesetzlich geregelten Steuern, dass diese durch ihr wirtschaftliches Gewicht die ein-

heitliche Steuerbelastung im Bundesgebiet nicht nachhaltig stören dürfen. Es wäre verletzt, wenn 

örtliche Aufwandsteuern in ihrer Höhe und Belastungswirkung den Bundesgesetzgeber in seinem 

gesetzgeberischen Spielraum wesentlich einengen würden. Örtliche Aufwandsteuern müssen sich 

dafür in Gegenstand, Bemessungsgrundlage, Erhebungstechnik und wirtschaftlicher Auswirkung 

von der Bundessteuer unterscheiden (BVerfG, Beschluss vom 6. Dezember 1983, Az. 2 BvL 1/82, 

Rz. 84 – BVerfGE 65, 325, 351; BVerfG, Urteil vom 7. Mai 1998, Az. 2 BvR 1991/95 und 2 BvR 

2004/95, Rz. 75 – BVerfGE 98, 106, 125).  

 

Daneben ist insbesondere darauf abzustellen, ob die eine Steuer dieselbe Quelle wirtschaftlicher 

Leistungsfähigkeit ausschöpft wie die andere. Der Gesetzgeber hat es jedoch nicht in der Hand, 

durch verschiedene Formulierungen der Steuertatbestände oder durch eine Schaffung geringfügi-

ger Unterschiede bei den einzelnen Merkmalen der Steuer, wie insbesondere beim Kreis der Steu-

erpflichtigen, beim Steuermaßstab und bei der Erhebungstechnik, die Gleichartigkeit zu vermeiden 

(BVerfG, Beschluss vom 6. Dezember 1983, Az. 2 BvL 1/82, Rz. 84 – BVerfGE 65, 325, 351). 

 

Vorliegend kommt eine Gleichartigkeit der Übernachtungssteuern ausschließlich mit der Umsatz-

steuer in Betracht. Nach Ansicht des BFH darf der Maßstab bei der Bewertung nicht zu streng ge-

fasst werden. Anderenfalls würde das bloße Vorhandensein der Umsatzsteuer jegliche noch so un-

bedeutende Besteuerung von Gütern und Dienstleistungen jenseits von durch Bundesgesetz einge-

führte Abgaben ausschließen. Dies würde zu einer enormen Einengung der Kommunen und Ge-

meinden führen (vgl. BFH, Urteil vom 15. Juli 2015, Az. II R 33/14). 

 

Wendet man diese Kriterien im Verhältnis zwischen den streitgegenständlichen Übernachtungs-

steuern einerseits und der Umsatzsteuer andererseits an, so ergeben sich zumindest auf den ers-

ten Blick Zweifel, ob das Verbot der Gleichartigkeit noch gewahrt ist. Denn insbesondere in der wirt-

schaftlichen Auswirkung sind sich beide Steuern sehr ähnlich. Beide sind als indirekte Steuern aus-

gestaltet, in denen die prinzipielle Überwälzbarkeit der Steuerlast auf den privaten Endverbraucher 

angelegt ist. Die Steuererhebung erfolgt jeweils durch vierteljährliche Steueranmeldung auf amtli-

chem Vordruck. Gem. § 7 HambKTTG steht die Steuerfestsetzung unter dem Vorbehalt der Nach-

prüfung. Beides entspricht dem Erhebungsverfahren der Umsatzsteuer.  

 

  

http://www.dihk.de/


01.01.2010  

 

DIHK | Deutscher Industrie- und Handelskammertag e.V. 

Besucheranschrift: Breite Straße 29 | 10178 Berlin-Mitte | Postanschrift: DIHK | 11052 Berlin     - 6 - 

Tel. 030-20308-0 | Fax 030-20308-1000 | Internet: www.dihk.de 

Bei einer „wertenden Gesamtbetrachtung“ bestehen aber auch wesentliche Unterschiede zwischen 

den beiden Steuern:  

 

Steuergegenstand der Übernachtungssteuer ist nur eine bestimmte Leistung; die Gesetze/Satzung 

beschränken sämtlich die Anwendung auf Übernachtungen Erwachsener. Zudem enthält die Rege-

lung in Bremen eine zeitliche Begrenzung auf höchstens sieben aufeinanderfolgende Übernachtun-

gen in demselben Beherbergungsbetrieb. Demgegenüber umfasst die Umsatzsteuer sämtliche Lie-

ferungen und sonstige Leistungen, die gegen Entgelt beim Leistungsempfänger zu einem verb-

rauchbaren Vorteil führen. Einschränkungen auf einen bestimmten Zeitraum/ begrenzte Menge ent-

hält die Umsatzsteuer. Übernachtungsleistungen fallen zudem unabhängig vom Empfänger (Er-

wachsener/Minderjähriger) unter die Umsatzbesteuerung. 

 

Auch ist der Steuermaßstab im Gegensatz zur Umsatzsteuer nicht streng proportional: In Bremen 

und Freiburg wird die Steuer anhand eines Prozentsatzes (5 Prozent der Bemessungsgrundlage – 

grundsätzlich des Nettoübernachtungsentgeltes) berechnet. In Bremen gilt dies allerdings erst seit 

Juli 2018. Bis dahin wurde die Steuer pauschal (zwischen und 3 Euro) anhand der Anzahl der Über-

nachtungen berechnet. Zudem ist die Steuererhebung dort auf sieben zusammenhängende Über-

nachtungen in demselben Beherbergungsbetrieb (§ 3 Abs. 2 BremTourAbgG) begrenzt. In Ham-

burg wird die Tourismustaxe anhand einer pauschalierenden Steuerstaffel erhoben. 

 

Die Übernachtungssteuern sind als Einphasen-Aufwandsteuern ausgestaltet, wohingegen die 

Umsatzsteuer als Allphasen-Nettoumsatzsteuer mit Vorsteuerabzug konzipiert ist, die auf jeder Um-

satzstufe erhoben wird. Dass letztlich in beiden Fällen (grundsätzlich) der Endverbraucher belastet 

werden soll, kann allein die Gleichartigkeit nicht begründen.  

 

 

Gemeinschaftsrechtliche / europarechtliche Aspekte 

 

Bei der Umsatzsteuer handelt es sich um eine auf EU-Ebene harmonisierte Steuer. Grundlage der 

deutschen Umsatzsteuer ist die europäische Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie (MwStSystRL). Diese 

enthält in Art. 401 MwStSystRL (vorher: Art. 33 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG) ein Verbot der 

Beibehaltung bzw. Einführung anderer Abgaben mit Mehrwertsteuercharakter. Mitgliedstaaten dür-

fen demnach nur dann Steuern, Abgaben und Gebühren einführen, wenn diese nicht einer Umsatz-

steuer gleichkommen.  

 

Der EuGH hat dazu wiederholt entschieden, dass Art. 33 der Sechsten Richtlinie (= Art. 401 MwSt-

SystRL) der Einführung einer Steuer nicht entgegensteht, die eines der wesentlichen Merkmale der 

Mehrwertsteuer nicht aufweist (u. a. in den Urteilen vom 8. Juni 1999, Pelzl, C-338/97, vom 3. Okto-

ber 2006, Banca popolare di Cremona, C-475/03, Rz. 27 und zuletzt Urteil vom 7. August 2018, 

Viking Motors u.a., C-475/17, Rz. 38). 
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Aus der Rechtsprechung des EuGH ergeben sich danach vier wesentliche Merkmale der Mehrwert-

steuer: 

 

• allgemeine Geltung der Steuer für alle sich auf Gegenstände und Dienstleistungen beziehenden 

Geschäfte, 

 

• Festsetzung ihrer Höhe proportional zum Preis, den der Steuerpflichtige als Gegenleistung für 

die Gegenstände und Dienstleistungen erhält, 

 

• Erhebung der Steuer auf jeder Produktions- und Vertriebstufe einschließlich der Einzelhandels-

stufe, ungeachtet der Zahl der vorher bewirkten Umsätze,  

 

• Abzug der auf den vorhergehenden Stufen bereits entrichteten Beträge von der vom Steuer-

pflichtigen geschuldeten Steuer, so dass sich die Steuer auf einer bestimmten Stufe nur auf den 

auf dieser Stufe vorhandenen Mehrwert bezieht und die Belastung letztlich vom Verbraucher  

getragen wird (EuGH, Urteil vom 8. Juni 1999, Pelzl, C-338/97, Rz. 21; Urteil vom 3. Oktober 

2006, Banca popolare di Cremona, C-475/03, Rz. 28 und zuletzt Urteil vom 7. August 2018, 

Viking Motors u.a., C-475/17, Rz. 39). 

 

Die streitgegenständlichen Übernachtungssteuern erfüllen insoweit allenfalls das Merkmal eines 

propotionalen Steuersatzes. Die HambKTT weicht hingegen auch in diesem Punkt von den aus eu-

ropäischer Sicht wesentlichen Merkmalen ab. Das BremTourAbgG wurde erst ab Juli 2018 auf die 

Anwendung eines Steuersatzes umgestellt.  

 

Zudem hat der EuGH entschieden, dass eine Steuer, bei der nicht sichergestellt ist, dass sie wie 

eine Verbauchsteuer nach Art der Mehrwertsteuer letztlich vom Endverbraucher getragen wird, aus 

dem Anwendungsbereich des Art. 401 MwStSystRL herausfällt (vgl. Viking Motors u.a., Rz. 47).  

 

Nach Auskunft des DEHOGA stellen in Hamburg einzelne Hotels aus Gründen der Vermeidung des 

Bürokratieaufwandes die HambKTT dem Gast nicht in Rechnung, sondern führen sie für alle Über-

nachtungsgäste ab, unabhängig davon, ob diese privat oder geschäftlich reisen. Sie wird insoweit 

anscheinend nicht auf die Endkunden abgewälzt. Da insoweit ungewiss ist, ob die Steuer letztlich 

vom Endkunden getragen wird und dies letztlich vom Verhalten des Beherbergungsbetriebs abhän-

gig ist, ist sie entsprechend den Grundsätzen des EuGH auch insoweit nicht als Steuer mit dem 

Charakter einer Umsatzsteuer im Sinne des Art. 401 MwStsystRL einzustufen.  

 

Insgesamt liegt kein Widerspruch zum Gemeinschaftsrecht vor, d.h. die Übernachtungssteuern sind 

nicht als „andere Abgabe mit Mehrwertsteuercharakter“ einzustufen. 

 

Im Ergebnis besteht trotz einer Vergleichbarkeit in der Wirkung der Übernachtungssteuern mit der 

Umsatzsteuer keine Gleichartigkeit i. S. d. Art. 105 Abs. 2a Satz 1 GG. Dies gilt auch vor dem Hin-

tergrund der EU-rechtlich zu berücksichtigenden vier wesentlichen Merkmale der Umsatzsteuer. 
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Frage 2: Entspricht die Erhebung einer Steuer auf entgeltliche Übernachtungen in Beherber-

gungsbetrieben auch dann noch dem Typus einer Aufwandsteuer, wenn Übernachtungen, 

die für eine berufliche oder betriebliche Tätigkeit des Übernachtungsgastes zwingend erfor-

derlich sind, von der Besteuerung ausgenommen werden? Oder ist eine solche Ausnahme 

mit Blick auf Art. 105 Abs. 2a Satz 1 GG möglicherweise verfassungsrechtlich geboten?  

In diesem Zusammenhang sind insbesondere auch Angaben zur zahlenmäßigen Bedeutung 

der Ausnahmeregelung von Relevanz. 

 

Örtliche Aufwandsteuern knüpfen definitionsgemäß an die Einkommensverwendung für den persön-

lichen Lebensbedarf an (BVerfGE 16, 64, 74; 56, 325, 335, 345ff.). Davon zu unterscheiden ist ein 

Aufwand, der nicht der persönlichen Lebensführung in dem oben genannten Sinne, sondern der 

Einkommenserzielung dient (BVerfG, Beschluss vom 6. Dezember 1983, a.a.O., Rz. 73 S. 347; 

BVerwG, Urteil vom Juli 2012, a.a.O., Rz. 14). Daraus hat das BVerwG den Schluss gezogen, dass 

Übernachtungen, die mit der Berufs- oder Gewerbeausübung oder einer freiberuflichen Tätigkeit 

zwangsläufig verbunden sind, nicht der Aufwandsteuer unterfallen, da sie der Einkommenserzielung 

zuzuordnen sind (BVerwG, Urteil vom Juli 2012, a.a.O., Rz. 16). 

 

Dies ist aus unserer Sicht konsequent und richtig. Ansonsten würden beruflich bedingte Übernach-

tungen die Arbeitgeber/Unternehmer belasten. Im Einkommensteuerrecht werden diese Kosten als 

zwingend berufsbedingt und somit als Betriebsausgaben anerkannt. Kosten der persönlichen Le-

bensführung werden hingegen vom Betriebsausgabenabzug ausgeschlossen. An dieser Stelle wird 

– richtigerweise – auch nicht darauf abgestellt, dass „Wohnen“ ein privates Bedürfnis des jeweiligen 

Geschäftsreisenden ist. Vielmehr wird dem beruflich/betrieblich veranlassten Zweck Rechnung ge-

tragen. Eine andere Wertung ist auch im Rahmen der Regelungen zu Übernachtungssteuern nicht 

geboten. Beruflich/betrieblich bedingte Übernachtungen müssen insoweit zwingend von der Besteu-

erung ausgenommen werden.  

 

Zur zahlenmäßigen Bedeutung der Ausnahmeregelung:  

 

Die Hamburg Tourismus GmbH beziffert das Verhältnis zwischen Übernachtenden des sog. MICE-

Segments (d.h. Meetings, Incentives, Congress, Event = Geschäftsreisende) und des sog. Leisure-

Segments (= Nichtgeschäftsreisende) auf ein Verhältnis von 35:65. Basis sind dabei Daten aus 

dem Jahr 2016. Damit ist etwa ein Drittel der Übernachtungsgäste vom Ausnahme-Tatbestand der 

HmbKTT erfasst. 
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Entwicklung der Übernachtungszahlen in Hamburg 

 

Jahr 2013 2014 2015 2016 2017 2018 

Übernach-

tungsgäste* 

11.603.135 12.008.154 12.639.295 13.331.001 13.822.337 14.529.549 

davon 35 %** 

Geschäftsrei-

sende (gerun-

det) 

4.061.100 4.202.900 4.423.800 4.665.900 4.837.900 5.085.400 

* insgesamt (Jan.-Dez.), gem. Statistikamt Nord/Hamburg Tourismus GmbH 

** Schätzung der Hamburg Tourismus GmbH auf Basis der Übernachtungsdaten für 2016 

 

Für Bremen/Bremerhaven sowie Freiburg im Breisgau stehen uns leider keine Informationen zur 

Verfügung. 

 

 
Frage 3: Ist die Beschränkung der Steuererhebung auf nicht zwingend beruflich oder be-

trieblich veranlasste Übernachtungen mit Art. 3 Abs. 1 GG vereinbar? 

 

Der Gesetzgeber (und auch der Satzungsgeber) hat einen weiten Gestaltungsspielraum bei der 

Wahl des Steuergegenstandes (der Steuerquelle) (st. Rspr.; BVerfGE 84, 239, 271; 93, 121, 136). 

Bei der Findung des Steuergegenstandes kann der Gesetzgeber auch allein den Einnahmeerzie-

lungszweck in den Vordergrund stellen; ein Lenkungszweck ist nicht erforderlich. Der Gleichheits-

satz bindet den Gesetzgeber erst dann streng, wenn es um die Ausgestaltung des jeweiligen Ge-

setzes und damit um die Umsetzung der einmal getroffenen Belastungsentscheidung geht  

(BVerfGE 122, 201, 230f., st.Rspr.). Bei der Umsetzung der einmal getroffenen Belastungsentschei-

dung muss der Kreis der Adressaten aber alle erfassen, die den Sachverhalt erfüllen. 

 

Der Gesetzgeber ist grundsätzlich frei, den Anknüpfungspunkt für eine Aufwandsteuer zu wählen. 

Die streitgegenständlichen Steuern sind jeweils mit der Berherbergungsmöglichkeit verknüpft, die 

für die Steuerverwaltung leicht „greifbar“ ist. Dass damit andere Kreise wie z. B. Tagestouristen, 

nicht herangezogen werden, erscheint im Ergebnis zulässig. In Hamburg werden Kreuzfahrttouris-

ten hingegen zur HamKTT herangezogen, wenn tatsächlich eine Übernachtung an Bord auf Ham-

burger Stadtgebiet stattfindet.  

 

Bei der Frage, ob der Ausschluss von übernachtenden Geschäftsreisenden aus der Anwendung der 

Regelungen einen Verstoß gegen den Gleichheitssatz darstellt, ist zunächst zu prüfen, ob die Über-

nachtung von Geschäftsreisenden und Privatreisenden als für die Besteuerung „gleich“ einzustufen 

ist. 

 

Der allgemeine Gleichheitsgrundsatz verbietet lediglich, gleiche Sachverhalte ungleich oder unglei-

che gleich zu behandeln, es sei denn, ein abweichendes Vorgehen wäre sachlich gerechtfertigt. Ob 
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ein Sachverhalt letztlich im Sinne des Art. 3 GG vergleichbar ist, hängt von Sinn und Zweck der ein-

schlägigen gesetzlichen Regelung ab. Im Steuerrecht geht es um eine möglichst gleichmäßige Be-

lastung der Steuerpflichtigen. Wird die Belastungsgleichheit verfehlt, kann dies die Verfassungswid-

rigkeit des Gesetzes nach sich ziehen (BVerfG vom 9. März 2004, Az. 2 BvL 17/02). Bloße Voll-

zugsmängel genügen nicht; ein sog. strukturelles Vollzugsdefizit hat hingegen die Verfassungswid-

rigkeit der zugrundeliegenden Norm zur Folge (Hey in Tipke/Lang, Steuerrecht, 23. Auflage 2018, 

Rz. 115 zu § 3). 

 

Abgrenzung geschäftliche und private Übernachtungen 

 

Wie bereits unter Frage 1 ausgeführt, gehen BVerfG und BVerwG in ständiger Rechtsprechung da-

von aus, dass örtliche Aufwandsteuern an die besondere wirtschaftliche Leistungsfähigkeit anknüp-

fen, die sich in der Einkommensverwendung für den persönlichen Lebensbedarf äußert. Davon zu 

unterscheiden ist ein Aufwand, der nicht der persönlichen Lebensführung in dem oben genannten 

Sinne, sondern der Einkommenserzielung dient. Konsequenterweise hat das BVerwG daraus den 

Schluss gezogen, dass Übernachtungen, die mit der Berufs- oder Gewerbeausübung oder einer 

freiberuflichen Tätigkeit zwangsläufig verbunden sind, nicht der Aufwandsteuer unterfallen, da sie 

der Einkommenserzielung zuzuordnen sind (BVerwG, Urteil vom Juli 2012, a.a.O., Rz. 16).  

 

Dieser Sichtweise ist zu folgen. Dienst-/Geschäftsreisen dienen dem jeweiligen Erwerbszweck des 

Reisenden. Unter diesen Voraussetzungen werden die anfallenden Reisekosten als Werbungskos-

ten/Betriebsausgaben im Rahmen der Ertragsbesteuerung berücksichtigt. Sie stehen mithin in di-

rektem Zusammenhang mit den entsprechenden steuerlichen Einkünften. Zwar kennt das Einkom-

mensteuerrecht nicht die Einschränkung auf „zwangsläufig“ verbundene oder „zwingende“ Über-

nachtungskosten; die Ausnahmeregelung der Übernachtungssteuern ist insoweit enger. Dies ändert 

aber nichts daran, dass geschäftliche Übernachtungen der Einkommenserzielung zuzuordnen sind. 

Sie haben damit eine andere Grundlage als private Übernachtungen und fallen schon der Definition 

nach nicht unter den Anwendungsbereich örtlicher Aufwandsteuern. Die Einbeziehung geschäftli-

cher Übernachtungen widerspräche damit dem gesetzgeberisch möglichen Rahmen. Mit der Aus-

nahmeregelung wird mithin nicht Gleiches ungleich behandelt. Vielmehr bilden geschäftliche und 

private Übernachtungen in Bezug auf den Anwendungsrahmen örtlicher Aufwandsteuer ungleiche 

Sachverhalte, die daher zwingend unterschiedlich behandelt werden können. Insoweit liegt mithin 

aus unserer Sicht kein Verstoß gegen den Gleichheitssatz vor. 

 

Mögliches strukturelles Vollzugsdefizit  

 

Im sog. Zinsurteil von 1991 hat das BVerfG hinsichtlich der steuerlichen Lastengleichheit gefordert, 

„dass das materielle Steuergesetz die Gewähr seiner regelmäßigen Durchsetzbarkeit so weit wie 

möglich in sich selbst trägt“. Eine gesetzliche Regelung verletze den Gleichheitssatz, wenn das 

„Ziel der Gleichheit im Belastungserfolg prinzipiell nicht zu erreichen“ sei. Der Gesetzgeber müsse 
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die Steuerehrlichkeit durch „hinreichende, die steuerliche Belastungsgleichheit gewährleistende 

Kontrollmöglichkeiten abstützen. Im Veranlagungsverfahren bedarf das Deklarationsprinzip der Er-

gänzung durch das Verifikationsprinzip“ (Hey in Tipke/Lang, a.a.O., Rz. 113 zu § 3 mit Verweis auf 

BVerfG vom 27. Juni 1991, Az. 2 BvR 1493/89 – BVerfGE 84, 239, 271ff). Strukturelle Vollzugsdefi-

zite können in den streitgegenständlichen Sachverhalten insofern in zweierlei Hinsicht vorliegen: 

zum einen erscheint die gleichmäßige Steuererhebung bei Buchungen über Onlineplattformen mit 

privaten Anbietern zumindest fraglich, zum anderen steht die Überprüfbarkeit der Angaben zum 

Übernachtungsgrund durch den Geschäftsreisenden in Frage. 

 

Gleichmäßigkeit der Erhebung bei Buchungen über Onlineplattformen 

 

Die Regelungen der Übernachtungssteuern knüpfen jeweils an die örtlichen Beherbergungsbetriebe 

als Steuerschuldner an. Vermieter, die über Plattformen wie Airbnb, housetrip, wimdu o. ä. Woh-

nungen oder Zimmer für Privat- oder Geschäftsreisende zur Nutzung anbieten, fallen ebenfalls un-

ter diese Vorschriften. Faktisch ist es für die Steuerbehörden jedoch oft schwierig, die erforderlichen 

Informationen für die ordnungsgemäße Besteuerung dieser Anbieter von den Plattformbetreibern zu 

erhalten.  

 

In das Hamburgische Wohnraumschutzgesetz (auch „Airbnb-Gesetz“ genannt) wurde mit Wirkung 

ab 1. April 2019 eine Registrierungspflicht aufgenommen. Hamburger müssen danach angeben, ob 

sie ihre Wohnung als Ferienunterkunft vermieten. Damit sollen illegale Vermietungen verhindert 

werden. Wer in Hamburg seine Wohnung an Feriengäste oder Geschäftsleute untervermieten will, 

muss zwingend eine sog. Wohnraumschutznummer beantragen. Diese muss Bestandteil der An-

nonce sein. Die Stadt hat angekündigt, Portale zu verpflichten, Angebote ohne Nummer sofort zu 

löschen. Die Daten sollen zudem automatisch an die Finanzbehörden überspielt werden. Damit 

könnten sie auch im Rahmen der Übernachtungssteuern entsprechend ausgewertet werden. Laut 

Zeitungsberichten wurden acht zusätzliche Stellen geschaffen, so dass zusammen mit den bereits 

vorhandenen Mitarbeitern die personellen Ressourcen für effektive Prüfungen vorhanden sind 

(Hamburger Abendblatt vom 21. März 2019 –  

https://www.abendblatt.de/hamburg/article216715731/Wohnraumschutz-So-funktioniert-das-neue-

Airbnb-Gesetz.html). 

 

Sofern es jedoch in tatsächlicher Hinsicht nicht flächendeckend gelingt, die über entsprechende 

Plattformen getätigten Vermietungen in die Steuerpflicht der Übernachtungssteuern einzubeziehen, 

bestünde insoweit die Gefahr eines strukturellen Vollzugsdefizits.  

 

Überprüfbarkeit der Angaben zum Übernachtungsgrund Geschäftsreisender 

 

Die Ausnahmeregelung für Geschäftsreisende birgt ebenfalls das Risiko einer unzureichenden und 

damit ungleichen Steuererhebung. Die streitgegenständlichen Gesetze/Satzung sehen jeweils vor, 
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dass keine Übernachtungssteuer anfällt, wenn die Übernachtung für die berufliche oder betriebliche 

Tätigkeit zwingend erforderlich ist (Hamburg), zwangsläufig ist (Bremen) oder ausschließlich (Frei-

burg) aus diesem Grunde stattfindet. Der Gast muss dies glaubhaft machen, der Beherbergungsbe-

trieb muss dies durch geeignete Belege nachweisen. Die Verwaltung stellt dazu meist Vordrucke 

zur Verfügung. Erläuterungen, was eine zwingend erforderliche/zwangsläufige/ausschließliche be-

rufliche Übernachtung ist, werden nicht gegeben. Damit sind unterschiedliche Beurteilungen vorpro-

grammiert, und somit entscheiden unterschiedliche Auslegungen der Bearbeiter/Reisenden über die 

Erhebung der Übernachtungssteuer. Es besteht mithin eine erhebliche Unsicherheit darüber, ob die 

Nachweise anerkannt werden und falls nicht, ob es zu Nachforderungen der Verwaltung bei den 

Beherbergungsbetrieben kommt. Solche Nachforderungen gehen vollständig zulasten der Betriebe, 

da eine Nachforderung gegenüber dem Reisenden kaum möglich sein dürfte. Die Betriebe tragen 

damit ein deutliches finanzielles Risiko. Eine mehr als nur stichprobenhafte Kontrolle durch die Ver-

waltung ist in der Praxis kaum möglich. Damit ist es auch unehrlichen Reisenden möglich, sich 

durch falsche Angaben einer Übernachtungssteuer zu entziehen.  

 

 
Frage 4: Überschreitet die Einführung einer Steuer auf entgeltliche Übernachtungen in Be-

herbergungsbetrieben durch die Freie und Hansestadt Hamburg, die Freie Hansestadt Bre-

men sowie die Stadt Freiburg im Breisgau mit Blick auf die durch die vom Bundesgesetzge-

ber durch das Gesetz zur Beschleunigung des Wirtschaftswachstums vom 22. Dezember 

2009 vorgenommene Absenkung des Umsatzsteuersatzes für die Vermietung von Wohn- 

und Schlafräumen, die ein Unternehmer zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden bereit-

hält (vgl. § 12 Abs. 2 Nr. 11 UStG), die Grenzen rechts- und bundesstaatlicher Kompe-

tenzausübung? 

 

Die Absenkung des Umsatzsteuersatzes für kurzfristige Beherbergungsleistungen (§ 12 Abs. 1 

Nr. 11 UStG – Vermietung von Wohn- und Schlafräumen, die ein Unternehmer zur kurzfristigen 

Berherbergung von Fremden bereithält) ist zum 1. Januar 2010 in Kraft getreten.  

 

Die streitgegenständlichen Übernachtungssteuern wurden zum 1. Januar 2013 (HambKTTG sowie 

BremTourAbgG) sowie zum 1. Januar 2014 (ÜSS der Stadt Freiburg) eingeführt. Unserer Kenntnis 

nach wurde lediglich die in Weimar geltende Übernachtungssteuer bereits vor der Änderung des 

anzuwendenden Umsatzsteuersatzes, nämlich bereits im Jahr 2005 eingeführt. Diese ist jedoch 

nicht Gegenstand der vorliegenden Verfassungsbeschwerden. 

 

Der Grundsatz der Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung verlangt die Beachtung der bundes-

staatlichen Grenzen und bei der Ausübung der jeweiligen Gesetzgebungskompetenz wechselsei-

tige bundesstaatliche Rücksichtnahme. Konzeptionelle Entscheidungen des zuständigen Bundes-

gesetzgebers dürfen durch Entscheidungen eines Landesgesetzgebers/einer Kommune nicht ver-

fälscht werden. Insbesondere dürfen den Normadressaten nicht gegenläufige Regelungen errei-

chen, die die Rechtsordnung widersprüchlich machen (BVerfG, Urteil vom 7. Mai 1998, Az. 2 BvR 
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1991, 2004/95 – BVerfGE 98, 106, 119 und vom 27. Oktober 1998, Az. 1 BvR 2306/96 u.a. –  

BVerfGE 98, 265, 301).  

 

Mit dem Wachstumsbeschleunigungsgesetz sollten „mittels einer nachhaltigen, wachstumsorientier-

ten Steuerpolitik […] schnell und effektiv Wachstumshemmnisse beseitigt und durch krisenentschär-

fende Maßnahmen der Weg aus der Krise geebnet werden.“ (vgl. Bundestags -Drucksache 17/15, 

Seite 10). „Die vorgesehenen Maßnahmen der Steuerentlastung [Anmerk. des Autors: zu denen 

auch die Absenkung des Umsatzsteuersatzes für Beherbergungsleistungen zählt] und der Beseiti-

gung von Wachstumshemmnissen [sollen] die Rahmenbedingungen dafür [schaffen], dass sich die 

Wachstumskräfte zügig entfalten können.“ (vgl. BT-Drs. 17/15, Seite 11). Mit der Absenkung des 

anzuwendenden Umsatzsteuersatzes sollte zugleich die Wettbewerbsfähigkeit der Beherbergungs-

unternehmen im internationalen Vergleich gestärkt werden, was sich so explizit allerdings nicht in 

der Gesetzesbegründung wiederfindet. Durch die Erhebung von Übernachtungssteuern wird die an-

gestrebte Entlastungswirkung in der Tat, und zwar ungleichmäßig nur für Beherbergungsbetriebe, 

die einer solchen Abgabe unterliegen, eingeschränkt. 

 

Wegen ihres geringen Umfangs hebelt die Übernachtungsabgabe/-steuer dennoch den allgemeinen 

Zweck des Art. 5 Nr. 1 des Gesetzes zur Beschleunigung des Wirtschaftswachstums vom 22. De-

zember 2009, das mit der Reduzierung der Umsatzsteuer für Beherbergungsbetriebe (§ 12 Nr. 11 

UStG) die Wirtschaft fördern soll, nicht aus. Die Absenkung des Umsatzsteuersatzes um 12 Pro-

zentpunkte von 19 Prozent auf 7 Prozent wird nicht kompensiert. Ein nicht unerheblicher Teil der 

freigewordenen Mittel bleibt dem Wirtschaftskreislauf erhalten.  

 
Durch die Einführung von Übernachtungssteuern wird die Zielsetzung des Gesetzgebers des 

Wachstumsbeschleunigungsgesetzes nicht völlig entwertet, so dass letztlich kein Verstoß gegen die 

sog. Bundestreue vorliegt.  

 
 

Bürokratischer Aufwand der betroffenen Unternehmen 

 

Die Branche beklagt einen durch die Übernachtungssteuer verursachten erheblichen Bürokratieauf-

wand. In Hamburg stellen einzelne Hotels aus Gründen der Vermeidung des Bürokratieaufwandes 

die HambKTT dem Gast nicht in Rechnung, sondern führen sie für alle Übernachtungsgäste ab, un-

abhängig davon, ob diese privat oder geschäftlich reisen. Erkenntnisse zum Umfang dieses Vorge-

hens liegen uns allerdings nicht vor.  

 

Entwicklung der Übernachtungszahlen in Hamburg 

 

Jahr 2013 2014 2015 2016 2017 2018 

Übernach-

tungsgäste* 

11.603.135 12.008.154 12.639.295 13.331.001 13.822.337 14.529.549 

* insgesamt (Jan.-Dez.), gem. Statistikamt Nord/ Hamburg Tourismus GmbH 
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Bei der Vielzahl von Übernachtungsgästen führt bereits ein geringer zeitlicher Mehraufwand für die 

Abfrage des Reisegrundes, Erläuterung zur Übernachtungssteuer, Unterstützung beim Ausfüllen 

der Nachweise für Geschäftsreisende etc. zu einer hohen Anzahl zusätzlicher Arbeitsstunden. Die 

im Gutachten zur geplanten Einführung einer Übernachtungssteuer in Heidelberg (Gutachten der 

VHP GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Mannheim, 24. März 2016, Anlage 1) zugrunde geleg-

ten Angaben von 3 Minuten zusätzlichem Aufwand pro Gast je Ankunft sowie einem Zeitaufwand 

von 5 Minuten für die Nachbearbeitung von geschätzt etwa 5 Prozent der Übernachtungsfälle, 

dürfte vor dem Hintergrund der Übernachtungszahlen in Hamburg eine erhebliche Belastung der 

Beherbergungsunternehmen darstellen. Zwar können wir die Zahlen des Gutachtens nicht verifizie-

ren, sie erscheinen jedoch durchaus plausibel. Hinzu kommt der zusätzliche Aufwand für die Vorbe-

reitung der quartalsweisen Abgabe der Erklärung und die Dokumentation sowie Archivierung der 

erforderlichen Belege und Nachweise. Kontrollen durch die Städte erhöhen diesen ebenfalls. 

 

Hinweisen möchten wir an dieser Stelle auch darauf, dass mit dem dritten Bürokratieentlastungsge-

setz (BEG III) vom Deutschen Bundestag am 24.10.2019 eine Entlastung im Gastgewerbe dahinge-

hend beschlossen wurde, dass Meldescheine zukünftig durch eine digitale Identifizierung der Gäste 

ersetzt werden können. Die von uns zur Vorbereitung unserer Stellungnahme im Gesetzgebungs-

verfahren zum Gesetzentwurf des BEG III befragten Unternehmen wiesen darauf hin, dass diese 

Entlastung durch die Übernachtungssteuern und die damit verbundenen Nachweise und Dokumen-

tationspflichten konterkariert wird. Genau das ist es auch, was Unternehmen häufig beklagen: Wäh-

rend an einer Stelle nach langen politischen Verhandlungen eine Entlastung geschaffen wird, ist an 

der gleichen Stelle bereits eine neue Belastung wieder nachgewachsen.  

 

Mit Blick auf den Erhebungsaufwand aller Betroffenen (Steuerverwaltung, Beherbergungsbetriebe 

und Geschäftsreisende bzw. deren Arbeitgeber) sollte die Verhältnismäßigkeit nicht aus den Augen 

verloren werden. Es erscheint insoweit fraglich, ob sich Übernachtungssteuern aus Sicht der die 

Steuer erhebenden Städte überhaupt  „rechnen“. 

 

Der Deutsche Industrie- und Handelskammertag e.V. führt derzeit eine Messung von Bürokratiekos-

ten und Erfüllungsaufwand für Unternehmen im Hotel- und Gastgewerbe durch. Sobald die Mes-

sung abgeschlossen ist, sind wir in der Lage, verifizierte Aussagen zur tatsächlichen Bürokratiebe-

lastung durch die Erhebung und Dokumentation der Übernachtungssteuer zu treffen. Gern stellen 

wir Anfang des Jahres 2020 entsprechende Informationen zur Verfügung. 

 

 

Weitere Erwägungen aus Sicht der Wirtschaft 

 

Tourismusförderung durch zweckggebundene Tourismusabgabe  

 

Im Kern handelt es sich bei den Übernachtungssteuern um zusätzliche kommunale Einnahmequel-

len, die meist nur zur Haushaltskonsolidierung verwendet werden, nicht aber, um den Tourismus 

bzw. die touristische Infrastrukur zu fördern. Dies entspricht dem Charakter einer Steuer, die keine 

Zweckbindung hat, sondern in den allgemeinen Haushalt fließt. Alle Unternehmen der jeweiligen 

Gebietskörperschaften, so auch die Tourismus geprägten, beteiligen sich jedoch bereits direkt über 
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die Gewerbesteuer sowie die Grundsteuern umfangreich an den kommunalen Aufwendungen. Dazu 

kommt der kommunale Anteil an den gemeinschaftlichen Steuern, die die Unternehmen entrichten.  

 

Die Einnahmen aus der Übernachtungssteuer betragen für die Stadt Freiburg inzwischen jährlich 

gut 3 Mio. Euro. Dabei stammen sie aus einer Branche, deren Gewinnmargen insbesondere der 

kleinen und mittelständischen Betriebe ohnehin gering sind. Kostensteigerungen können in der Re-

gel nicht in Form höherer Preise an die Gäste weitergegeben werden.  

 

Sofern die Unternehmen über diesen erheblichen Beitrag zu den kommunalen Aufwendungen hin-

aus zur weiteren Finanzierung kommunaler Aufgaben herangezogen werden sollen, sollte dies min-

destens mit einer klaren Zweckbestimmung im Sinne der Finanzierung der touristischen Infrastruk-

tur und unter Einbeziehung der Wirtschaft, etwa durch ein Vorschlagsrecht zur Verwendung der Mit-

tel, erfolgen.  

 

Ein insoweit positiven Ansatz bietet die Freie und Hansestadt Hamburg:  

Die Hamburgische Kultur- und Tourismustaxe (HamKTT) ist ebenfalls als Steuer angelegt und fließt 

damit in den allgemeinen Haushalt. Eine direkte Zweckbindung kann daher nicht stattfinden, son-

dern bedarf für jedes Haushaltsjahr einer entsprechenden Entscheidung der Bürgerschaft (Lan-

desparlament) hinsichtlich der Verwendung der Haushaltsmittel. Dies erfolgt durch folgendes Ver-

fahren: Nach einer gemeinschaftlichen Befassung der fachlich zuständigen Staatsräte für Kultur, 

Tourismus und Sport sowie der Senatskanzlei mit Vorschlägen, die über die Fachbehörden einge-

reicht werden, werden die Projekte im Aufsichtsrat der Hamburg Tourismus GmbH erörtert. Dieser 

setzt sich aus Vertretern der Handelskammer Hamburg, des Tourismusverbandes Hamburg e.V., 

des Hamburgischen Landesverbandes des DEHOGA sowie weiteren Vertretern der Tourismuswirt-

schaft zusammen. Die Mittelverwendung wird abschließend durch den Senat beschlossen und die 

Auswahl der Bürgerschaft zur Kenntnis gegeben (vgl. dazu im Einzelnen die als Anlage 2 beige-

fügte Drs. 21/15696, S. 1ff). 

 

Durch die Mittel aus der HambKTT konnten in Hamburg eine Reihe von attraktiven Veranstaltungen 

gefördert und so an den Standort geholt und teilweise fest etabliert werden. Dies betrifft etwa das 

mittlerweile international bekannte Reeperbahnfestival ebenso wie die Aufnahme Hamburgs in den 

Wettkampfkalender des Iron Man Triathlon. Hamburg konnte dadurch sein Profil als attraktive Desti-

nation schärfen, etwa als Festivalstandort, Standort für Ausdauersportarten oder mit Musical-Pro-

duktionen von überregionaler, nationaler oder gar internationaler Strahlkraft. Ein Teil der Mittel wird 

zudem für den barrierefreien Ausbau der Infrastruktur verwendet („Tourismus für alle“). 

 

Die bereits dargestellte Entwicklung der Übernachtungszahlen dürfte durch die Investitionen in at-

traktive Veranstaltungen sowie die Verbesserung der Infrastruktur positiv beeinflusst worden sein. 

Die Einnahmen aus der HambKTT sind entsprechend der Steigerung der Übernachtungszahlen seit 

Einführung ebenfalls gestiegen (siehe nachfolgende Tabelle). Der überwiegende Teil der eingenom-

menen Mittel fließt in Projekte aus dem Bereich Kultur.  
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Entwicklung der KTTG-Mittel und deren Verwendung: 

 

Jahr 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

Übernach-

tungsgäste* 

10.634.012 11.603.135 12.008.154 12.639.295 13.331.001 13.822.337 14.529.549 Liegt noch 

nicht vor 

KTT-Mittel in 

Euro 

 10.866.730 13.271.045 12.752.876 13.769.748 13.299.000 13.300.000 15.317.000 

Davon für Projekte und Teilprojekte aus… (in Mio. Euro gerundet) 

Kultur**  6,15 7,66 7,65 8,21 7,89 7,89 9,08 

Tourismus  2,82 4,24 4,65 4,22 4,19 4,19 4,83 

Sport  0,998 1,4 1,13 1,21 1,22 1,22 1,41 

Siehe dazu 

Bürger-

schafts-

Drucks. Nr. 

 20/113521 21/1579 21/4950 21/9506 21/13845 21/12188 21/15696 

* insgesamt (Jan.-Dez.), gem. Statistikamt Nord/ Hamburg Tourismus GmbH 

** Kulturbehörde und Senatskanzlei, Amt Medien kummuliert 

 

Zusammenfassend ist eine kommunale Abgabe i. S. d. kommunalen Abgabenrechts vorzuziehen, 

da die Mittel zweckgebunden zur Förderung eines Tourismusstandorts genutzt werden können. Bei-

spielsweise wird in Frankfurt am Main über die Beherbungsstätten ein Tourismusbeitrag erhoben, 

der zweckgebunden verwendet wird. Ein Beirat entscheidet über die konkrete Verwendung der Mit-

tel. 

 

Wirkung im Zusammenhang mit Fach- und Arbeitskräftemangel 

 

Das Hotel- und Gaststättengewerbe ist gemessen am durchschnittlichen Bürokratiekostenindex 

überdurchschnittlich von Bürokratielasten betroffen. Angesichts des steigenden Fach- und Arbeits-

kräftemangels im Gastgewerbe sollte auch die Frage im Fokus stehen, ob der personelle Erhe-

bungs- und Erklärungsaufwand vertretbar ist. Durch Personalmangel müssen gastgewerbliche Be-

triebe ihr Leistungsangebot bereits einschränken. Zusätzliche Bürokratielasten verschärfen zum ei-

nen die bestehende Situation, zum anderen tragen sie zur Minderung der Attraktivität gastgewerbli-

cher Berufe bei. Dies führt wiederum zu weiteren personellen Engpässen. 

 

Regionaler Wettbewerb / Abwanderung ins Umland 

 

Eine Übernachtungssteuer erfährt bei den Gästen keine Akzeptanz. Durch die Steuer ist für den 

Gast kein Mehrwert erkennbar, insbesondere bei einer für den Gast nicht nachvollziehbaren Staffe-

lung. Tourismusabgaben mit zweckgundener Mittelverwendung oder mit einem regionalen Angebo-

ten gekoppelt, werden von Gästen eher akzeptiert. In Freiburg wird von Hoteliers teilweise von einer 

abnehmenden Zahl privater Übernachtungen ausgegangen; so würden die Gäste nun Beherbungs-

stätten im Umland bevorzugen. Insoweit besteht ggf. nicht die Möglichkeit der tatsächlichen Abwäl-

zung der Steuer auf den Gast. Von einer Verzerrung der Wettbewerbssituation wäre demnach aus-

zugehen. Aus Sicht des Deutschen Industrie- und Handelskammertages e.V. darf eine Übernach-

tungssteuer nicht zu Wettbewerbsverzerrungen führen. 
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Ansprechpartner mit Kontaktdaten 

 

Brigitte Neugebauer, Leiterin des Referates Umsatzsteuer, Verfassungsrecht,  

Bereich Wirtschafts- und Finanzpolitik, Mittelstand, neugebauer.brigitte@dihk.de,  

Tel. 030 20308-2604 

 

 

Wer wir sind: 

 

Unter dem Dach des Deutschen Industrie- und Handelskammertags (DIHK) haben sich die 79 In-

dustrie- und Handelskammern (IHKs) zusammengeschlossen. Unser gemeinsames Ziel: Beste Be-

dingungen für erfolgreiches Wirtschaften.  

 

Auf Bundes- und Europaebene setzt sich der DIHK für die Interessen der gesamten gewerblichen 

Wirtschaft gegenüber Politik, Verwaltung und Öffentlichkeit ein.  

 

Denn mehrere Millionen Unternehmen aus Handel, Industrie und Dienstleistung sind gesetzliche 

Mitglieder einer IHK - vom Kiosk-Besitzer bis zum Dax-Konzern. So sind DIHK und IHKs eine Platt-

form für die vielfältigen Belange der Unternehmen. Diese bündeln wir in einem verfassten Verfahren 

auf gesetzlicher Grundlage zu gemeinsamen Positionen der Wirtschaft und tragen so zum wirt-

schaftspolitischen Meinungsbildungsprozess bei. 

 

Darüber hinaus koordiniert der DIHK das Netzwerk der 140 Auslandshandelskammern, Delegatio-

nen und Repräsentanzen der Deutschen Wirtschaft in 92 Ländern. 
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